
„unbeschadet der gerichtlichen Regelung“ im Verhält­
nis zueinander Vereinbarungen treffen. Die Zulässig­
keit richtet sich allein nach den allgemeinen Grund­
sätzen über den Vertragsabschluß. So darf die Verein­
barung nicht gegen die Grundsätze des Familienrechts 
verstoßen — insbesondere nicht gegen die Gleichberech- , 
tigung (§ 2 FGB) oder den staatlichen Schutz der 
Familie (§ 1 FGB) —, etwa in dem Sinne, daß mit ihr das 
Verhalten eines Ehegatten im Scheidungsprozeß un­
zulässig beeinflußt werden soll (§•§ 134, 138 BGB). Im 
übrigen liegt es dagegen im Rahmen der jedem Bürger 
über sein persönliches Vermögen eingeräumten Dispo­
sitionsmöglichkeit, freiwillig Belastungen zu überneh­
men, um dem Ehegatten die Folgen der Ehescheidung 
oder einer abgewiesenen Scheidungsklage zu erleich­
tern.
Kostenvereinbarungen in einem g e r i c h t l i c h e n  
V e r g l e i c h  sind ebenfalls zulässig. Das Gericht kann 
sie im Urteil bestätigen und damit auf eine vom Par­
teiwillen abweichende eigene Regelung verzichten (§ 20 
FVerfO). Mit dieser Bestätigung, die eine Überprüfung 
des Vergleichs auf Gültigkeit und Rechtmäßigkeit vor­
aussetzt, wird das gesetzliche Erfordernis erfüllt, dem 
die Instanz beendenden Sach- oder Prozeßurteil eine 
gerichtliche Entscheidung über die Kasten anzuschließen 
(§308 Abs. 2 ZPO). Ist dagegen das Gericht der Mei­
nung, die Kostenvereinbarung sei zwar zulässig, weil 
sie im Rahmen der Dispositionsfreiheit der Bürger ge­
troffen ist, sie entspreche aber nicht im vollen Umfange 
dem, was das Gericht für angemessen hält, dann hat 
die vergleichsweise Regelung nur Wirkung zwischen 
den Parteien. Das gleiche gilt, wenn die Vereinbarung 
sich nur auf einen Teil der Kosten bezieht (z. B. auf die 
Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts).
Wenn den Parteien im Rahmen der Aufklärungspflicht 
nach § 20 Abs. 2 FVerfO die Rechtslage erläutert wird, 
werden sie die Vertragsregelung nicht als Beeinträch­
tigung der gerichtlichen Autorität empfinden. Es wer­
den dann auch kaum Vergleiche geschlossen werden,

die von der Auffassung des Gerichts über die angemes­
sene Kostenverteilung abweichen.

Die Gefahr der Mißachtung der gerichtlichen Kostenent­
scheidung ließe sich allenfalls dann unterstellen, wenn 
man die Kostenentscheidung in erster Linie als Sank­
tion gegenüber pflichtwidrigem Verhalten einer Partei 
ansähe. Das ist sie aber nicht. Sie darf im Eheverfah­
ren zwar nicht im Widerspruch zu den als Scheidungs­
ursache festgestellten Gründen stehen. Mit ihr wird 
aber nicht ehewidriges Verhalten „bestraft“, sondern 
es werden die Rechtsfolgen der Scheidung so gestaltet, 
daß nicht derjenige Partner unbillig belastet wird, der 
für die eingetretene Entwicklung nicht verantwortlich 
ist. Übernimmt eine der Parteien freiwillig materielle 
Lasten, um ein reibungsloses Auseinandergehen zu er­
leichtern, dann besteht kein Bedürfnis, dem entgegen­
zutreten, um den anderen um so härter zu treffen. Zu­
nächst .muß ohnehin ungeachtet des Verhaltens der 
Ehegatten der Antragsteller für die Gerichtskosten auf- 
kommen (§ 77 Abs. 1 GKG), und es ist ihm überlassen, 
ob er den in die Kosten verurteilten Gegner auf Er­
stattung in Anspruch nehmen will oder nicht. Auch der 
Rechtsanwalt erhält seine Gebühren zunächst vom 
Mandanten im Rahmen des Auftragsverhältnisses. Es 
ist auch hier in das Belieben der Parteien gestellt, den 
Erstattungsanspruch geltend zu machen.

Die Rechtswirkungen von Vereinbarungen auf die 
Kostenberechnung des Gerichts ergeben sich aus §§ 79 
Ziff. 1 und 2 und 82 Abs. 1 GKG. Derjenige, der Ge­
richtskosten in einer außergerichtlichen, dem Gericht 
mitgeteilten oder in einer im Verfahren abgeschlosse­
nen Vereinbarung übernommen hat, haftet als Gesamt­
schuldner neben demjenigen, dem sie durch gerichtliche 
Entscheidung auferlegt worden sind. Daran hat § 47 
FVerfO nichts geändert, denn diese Bestimmung be­
schränkt nur die Zweitschuldnerhaftung der „anderen 
Partei“, die weder in die Kosten verurteilt ist noch 
solche freiwillig übernommen hat.

Zur Diskussion
Dr. RUDI STENZEL, Berlin

Die Gerichtskritik konsequenter zur Durchsetzung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit nutzen!

Ursachen der ungenügenden Anwendung 
der Gerichtskritik
Seit Jahren wird in einer Vielzahl von Publikationen 
immer wieder darauf hingewiesen, daß die Gerichts­
kritik nur ungenügend als wirksame staatliche Lei­
tungsmethode genutzt wird1. Als eine Ursache dieses 
Mangels sieht das Oberste Gericht die wiederholt von 
Gerichten vertretene Ansicht an, wonach der Erlaß 
eines Kritikbeschlusses überflüssig sei, wenn das Ge­
richt festgestellte Rechtsverstöße und andere Mängel 
bereits in den Entscheidungsgründen gerügt habe. Es

l Löwenthal, „Zur Anwendung der Gerichtskritik“, NJ 1956
S. 106 f.; Probst / Strasberg, „Sozialistischer Arbeitsstil und 
Gerichtskritik“, NJ 1960 S. 432; Schur, „Gerichtskritik — gesetz­
liche Pflicht der Gerichte“, NJ 1961 S. 233; Roehl, „Durch all­
seitige Aufklärung der Strafsache zur begründeten Gerichts­
kritik“, NJ 1961 S. 416; Ketzel, „Mehr Aufmerksamkeit der 
Gerichtskritik“, NJ 1963 S. 87; Schröder, „Die Gerichtskritik im 
Strafverfahren“, NJ 1964 S. 292; Materialien der 7. Plenartagung 
des Obersten Gerichts zur Tätigkeit der Gerichte bei der 
Durchsetzung der Bestimmungen über den Arbeitslohn, NJ
1965 S. 632 und 634; Plenartagung des Obersten Gerichts über 
die Rechtsprechung im Gesundheits- und Arbeitsschutz, NJ
1966 S. 42; Strasberg, „Zur Wirksamkeit arbeitsrechtlicher Ver­
fahren, insbesondere zur Gerichtskritik und zur Verhandlung 
in Betrieben“, NJ 1966 S. 531.

betont, daß solche falschen Auffassungen über Sinn und 
Wesen der Gerichtskritik letztlich auf ideologischen 
Unklarheiten beruhen, und hebt hervor, daß die Ge­
richtskritik dem zuständigen Rechtspflegeorgan die 
Möglichkeit bietet, über den Entscheidungstatbestand 
hinaus zur Durchsetzung und Festigung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit tätig zu werden* S. 2.
Die Anwendung der Gerichtskritik in den Entschei­
dungsgründen ist — worauf das Oberste Gericht gleich­
falls hinweist — nicht geeignet, die Verantwortung für 
Gesetzesverletzungen, die über den konkreten Entschei­
dungsgegenstand hinausgehen, voll zu erfassen und 
durchzusetzen, weil eine in den Entscheddungsgründen 
geübte Kritik leicht eine Verschiebung der Verantwor­
tung und damit schädliche Folgen nach sich ziehen 
kann.
Das Ministerium der Justiz hat die Anwendung der 
Gerichtskritik in einer Spezialrevision der Gerichte un­
tersucht und dabei zu den Ursachen der Vernachlässi-
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2 Vgl. den Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts an 
das 7. Plenum, NJ 1965 S. 632.


